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Referentenentwurf „Verordnung zur Änderung abfallrechtlicher Verord­
nungen" Stellungnahme 

Sehr geehrter -

die deutsche Akkreditierungsstelle GmbH (DAkkS) ist die nationalen Akkredi­
tierungsbehörde ein Deutschland (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1 AkkStelleG/ VO(EG) 
765/2008). 

In diesem Zusammenhang ist die DAkkS in Ihrer Zuständigkeit durch die ge­
planten Änderungen der Bioabfallverordnung betroffen. Die Akkreditierung 
wird in Zusammenarbeit mit der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) seit 
vielen Jahren unter Berücksichtigung des sog. ,,Fachmoduls Abfall" umgesetzt. 

Vor diesem Hintergrund erlauben wir uns, zum Referentenentwurf der Ver­
ordnung zur Änderung a bfa II rechtlicher Verordnungen (Stand 19.12.2020) wie 
folgt Stellung zu nehmen: 

1. Akkreditierungsaspekte 

Wir regen an, im Rahmen der Novellierung auch eine Anpassung an die euro­
parechtlichen Vorgaben zur Konformitätsbewertung und Akkreditierung um­
zusetzen. Dies ist insbesondere deshalb zweckmäßig, um Probleme im EU-No­
tifizierungsverfahren gemäß der Richtlinie 1535/2015 (vormals 98/34/EG) 
i.V.m. § 42 Abs 7 GGO zu vermeiden, indem die Regelungen vollständig demn
harmonisierten Rechtsrahmen entsprechen.n

Derzeit berücksichtigt die Verordnung noch nicht, dass Art. 4 VO Abs. 1 (EG) 
Nr. 765/2008 regelt: 

Jeder Mitgliedstaat benennt eine einzige nationale Akkreditie­

rungsstelle." 
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Daraus folgt, dass die Feststellung, ob eine Untersuchungsstelle (Konformi­
tätsbewertungsstelle) über die erforderliche Fachkunde, Unabhängigkeit und 
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gerätetechnische Ausstattung verfügt, nur durch eine nationale Akkreditie­
rungsstelle getroffen werden darf. 

D.h., die Benennung der Untersuchungsstellen durch die zuständige Behörde 
des Landes muss stets auf Grundlage einer Akkreditierung erfolgen. Die ma­
terielle Prüfung der Landesbehörde beschränkt sich auf die Überprüfung der 
zusätzlichen Akkreditierungsanforderungen aus dem sog. Fachmodul anhand 
der Nachweise aus dem Akkreditierungsverfahren und die Bewertung der 
,,Zuverlässigkeit". 

Der Verweis auf die Akkreditierungsnorm DIN EN 1S0/IEC 17025 ist zu aktua­
lisieren bzw. zu dynamisieren. 

Durch die gegenwärtigen Formulierungen des§ 3 Abs. 8a BioAbN ist dies 
nicht durchgängig sichergestellt. Wir schlagen deshalb folgende Änderung 
vor (Fett bzw. gestrichen): 

(Ba) Eine Untersuchungsstelle nach Absatz 8 Satz 1 ist zu benennen lae­

stimmen, wenn der Antragsteller über die erforderliche Fachkunde, Unab­

hängigkeit, Zuverlässigkeit und gerätetechnische Ausstattung verfügt und 

die erforderlichen Unterlagen vorlegt. Der Nachweis der erforderliche 

Fachkunde, Unabhängigkeit und gerätetechnische Ausstattung ist durch 

Vorlage einer gültigen Akkreditierungsurkunde gemäß DIN EN 1S0/IEC 

170251 einer nationalen Akkreditierungsstelle im Sinne der Verordnung 

(EG) Nr. 765/2008 vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkre­

ditierung und Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermark­

tung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 

339/93 zu führen. Die Benennung ßestimmvng erfolgt durch die zustän­

dige Behörde des Landes, in dem der Antragsteller seinen Geschäftssitz 

hat, und gilt für das gesamte Bundesgebiet; besteht kein Geschäftssitz im 

Inland, so ist das Land zuständig, in dem die Tätigkeit nach Absatz 4 vor­

rangig ausgeübt werden soll. Die Benennung ßestimmvng kann mit ei­

nem Vorbehalt des Widerrufes, einer Befristung, mit Bedingungen, Aufla­

gen und dem Vorbehalt von Auflagen versehen werden. fJie 2wsUinf/ige 

Beheffle !«:Inn ven einem Ubeffegien,11 UiUgen Antrsgsteller v-er/Qngen, 

dsss er eine gUIUge Akkref/itierwng über f/ie f.inhsl-twng der Anforderwn 

gen der fJl-!N E-A' ISO/JE.C 170J�:2(}9-3 (w be2iehen bei der Bewth Ver/Qg 

GmbH, 10772 Berlin, wnd srEhivmiißig gesiEhert niedeF€Jelegt bei der 

rJewtsEhen A'9Uenslbibliethek in Leif;Hi!/J verlegt, die sieh swf f/ie P-9'9 

meter wnd IJ.nterswEhwngsv-erjc,hren gemiifl den Anhiingen 2 wnd J be 

2iehtr-Verfahren nach diesem Absatz können über eine einheitliche Stelle 

abgewickelt werden. Die Prüfung des Antrags auf Benennung ßestim 

ffHfAfJ einer Untersuchungsstelle muss innerhalb von drei Monaten abge­

schlossen sein; § 42a Absatz 2 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensge­

setzes findet Anwendung. 
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Fußnote 1: ,,EN 1S0/IEC 17025:2017 in der jeweils gültigen Fassung, harmonisiert gemäß 

Amtsblatt der Europäischen Union, C 92/103 vom 09.03.2018, zu beziehen bei der Beuth­

Verlag GmbH, 10772 Berlin, und archivmäßig gesichert niedergelegt bei der Deutschen 

Nationalbibliothek in Leipzig. 

Die Änderungen berücksichtigen auch, dass eine Akkreditierung regelmäßig 
nicht in drei Monaten abgeschlossen sein kann. Die Neufassung stellt sicher, 
dass eine 11 Akkreditierungsfiktion" nicht eintreten kann. 

Weiterhin halten wir es für sinnvoll, mit den Bundesländern (Länderarbeits­
gemeinschaft Abfall (LAGA) abzustimmen, ob eine gesetzliche Verankerung 
des sog. 11 Fachmoduls" angezeigt ist. Derzeit kann das Fachmodul nur 11auf 
Antrag der Untersuchungsstelle 11 freiwillig" im Akkreditierungsverfahren zur 
Anwendung gebracht werden. Dies wird allgemein als hinderlich für einen 
ordnungsgemäßen Verwaltungsvollzug empfunden. 

Dies könnte z.B. durch Einfügen eines neuen Satzes 3 in§ 8a erfolgen: 

11 Der Geltungsbereich der Akkreditierungsurkunde muss die Parameter 
und Untersuchungsverfahren gemäß dieser Verordnung umfassen und 

den Nachweis der Erfüllung der Anforderungen des „Fachmoduls Ab­
fall"2 der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) der Benennungsbe­

hörden ausweisen." 

Fußnote 2: ,,Fachmodul Abfall der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) in der jeweils 

gültigen Fassung, zu beziehen unter: https://www.laga-online.de/documents/fachmodul­

abfall_mai-2018_1525429184.pdf 

Dies ist auch eine wichtige Ergänzung, um sicherzustellen, dass auch ausländi­
sche Untersuchungsstellen bereits im Rahmen der Akkreditierungsurkunde 
den Nachweis der gleichwertig erbringen müssen. Die European Cooperation 
for Accreditation (EA) hat im verpflichtenden Dokument EA-2/13 für einen sol­
chen Fall unter Punkt 3.6 ein Koordinierungsverfahren zwischen den Akkredi­
tierungsbehörden im Einzelnen geregelt. 

2. Konformitätsbewertungsaussage und Angabe der Ergebnisse 

Mit der neuen Fassung der DIN EN ISO/IEC 17025:2018 wird von den Labora­
torien die Anwendung einer Entscheidungsregel verlangt, wenn sie Aussagen 
zur Übereinstimmung mit festgelegten Spezifikationen, z.B. Grenzwerten, tä­
tigen. 
Es sollte im Interesse des Gesetzgebers sein, von allen Laboren, die innerhalb 
einer Verordnung tätig werden, eine vergleichbare Aussage zu erhalten. 

Wir schlagen eine Ergänzung in§ 3 Absatz 4 Satz 2vor: 
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„Für die Untersuchungen sind die in Anhang 2 Nummer 4 festgelegten 

Methoden anzuwenden, wobei die Untersuchungsstelle ein Vertrauens­

intervall von 95 % beim Vergleich von Ergebnissen mit den Grenzwerten 

stets sicherstellen muss." 

Für Rückfragen steht der Unterzeichner gerne zur Verfügung. 
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